
Im Rahmen der bundesweiten Initiative 100 Jahre Ab-
schiebehaft organisiert die Antirassistische Gruppe Mainz
die Demonstration gegen Abschiebehaft am 11.05.2019.

100 JAHRE ABSCHIEBEHAFT

http://antiramainz.blogsport.de
antiramainz@nadir.org
facebook.com/Antira Mainz
twitter.com/100JahreAHaft

V.i.s.d.P. : Antirassistische Gruppe Mainz

KONTAKT

AKTIONSTAGE IN DEUTSCH-
LAND, DEMO IN MAINZ

http://antiramainz.blogsport.de
facebook.de/Antira Mainz

10.05.2019 –  
12.05.2019

Nicole Hahn | Markus Freundschig | Birgit Pieper | 
AKU Wiesbaden | KI:WI Kritische Intervention Wie-
baden | Multikulturelles Zentrum Trier | Antifaschis-
tischer Aufbau Mainz | Flüchtlingsrat Wiesbaden 
|  Café Klatsch Wiesbaden | Refugees Welcome to 
Rheingau | Wiesbadener Bündnis gegen Rechts |  
VgA - Vernetzung gegen Abschiebung | KlimaAktion 
Mainz | Deutsch Friedensgesellschaft - Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen Mainz

Ein Dank gilt allen
unseren Unterstützer*innen:

DEMO IN MAINZ
11.05.2019 / 13:00 Uhr
Auftaktkundgebung
auf dem Schillerplatz

Mehr Informationen:
Auf Facebook oder der Webseite.

Um die rassistische Politik zu benennen, die immer 
mehr zunimmt, und ihr entschieden entgegen zu 
treten, hat sich 2009 im Rahmen einer bundeswei-
ten Woche gegen Abschiebungen die Antirassisti-
sche Gruppe Mainz gegründet.
Wir fordern eine freie Gesellschaft, ohne Grenzen 
und Mauern sowie globale Bewegungsfreiheit für 
alle Menschen. Wir suchen nach Ansatzpunkten für 
gemeinsame Kämpfe mit Geflüchteten um Selbstor-
ganisation und Selbstermächtigung. Wir beteiligen 
uns am kollektiven Widerstand für ein anderes und 
offenes Europa und gegen das rassistische Regime 
der Migrationskontrolle, ob in der lokalen Flücht-
lingsunterkunft oder in überregionaler Vernetzung.

Wer sind wir?
Die Antirassistische Gruppe Mainz.



INGELHEIM

Freiheitsentzug gehört zu den schwerwiegendsten
Eingriffen in das Persönlichkeitsrecht und ist norma-
lerweise immer die Folge einer gerichtlichen Verur-
teilung. Bei Abschiebehaft handelt es sich indessen 
um eine Verwaltungshaft, verhängt von einer Ver-
waltung, der Ausländerbehörde. Menschen wer-
den inhaftiert, obwohl sie keine Straftat begangen 
haben. Sie nahmen lediglich ihr Recht wahr, einen 
Asylantrag zu stellen. Nicht nur dass sie unschuldig 
in Haft sitzen. Sie sind auch isoliert, können nur er-
schwert besucht wer-den und haben in der bis zu 
18-monatigen Haftzeit keine oder nur stark einge-
schränkte Möglichkeiten, mit ihrer Familie und ihren 
Freund*innen in Kontakt zu bleiben.

Das riesige, völlig überdimensionierte Hochsicher-
heitsgefängnis in Ingelheim wurde 2000 für 152 
Häftlinge gebaut und nahm 2001 den Betrieb auf. 
Doch die Plätze waren niemals alle in Betrieb, ge-
schweige denn überhaupt belegt. Derzeit werden 
55 Plätze vorgehalten. Doch in Zeiten von rechtspo-
pulistischen und rassistischen politischen
Diskursen erlebt Abschiebehaft eine Renaissance.
Nun ist von Gefährdern und besserer Durchführbar-
keit von Abschiebungen die Rede.

Abschiebegefängnisse sind der bittere Ausdruck der
gesamtgesellschaftlichen, rassistischen Verhält-
nisse. In ihnen manifestiert sich die strukturelle 
Entmenschlichung schutzsuchender und schutzbe-
rechtigter Menschen in Deutschland und Europa. 
Der Flüchtlingspakt mit der Türkei vom 18.03.2016, 
die fortlaufenden Bemühungen, die europäischen 
Grenzen auszuweiten, sowie die repressive Gesetz-
gebung sind wichtige Etappen auf diesem Weg.
Kontinuierlich werden die Rechte Geflüchteter ge-
schmälert: von der Dublin-Regelung, die es insbe-
sondere Deutschland und anderen Staaten in der 
Mitte Europas ermöglicht, Geflüchtete in europä-
ische Randstaaten und damit in inhumane Situati-
onen zu deportieren, bis hin zum Asylpaket 3 und 
dem auf Lasten von Asylsuchenden gehenden Koali-
tionsvertrag zwischen SPD und CDU/CSU. Schnellere 
Abschiebungen, längere Aufenthalte in Erstaufnah-
meeinrichtungen, Verschärfung der Residenzpflicht,
Beschneidung des Rechtes auf Familiennachzug, die 
Erweiterung der Liste der „sicheren Herkunftsstaa-
ten“, zu denen auch Afghanistan gehören soll, und 
vieles mehr sind die realen Folgen, die Geflüchte-
te jeden Tag zu spüren bekommen. Sie werden als 
Gruppe zunehmend entmenschlicht, zu einer Bedro-
hung aufgebaut, die es abzuwehren, das heißt abzu-
schieben, gilt.

Der Abschiebeknast Ingelheim 
als Symbol der Festung Europa

Abschiebeknäste sind 
strukturelle Entmenschlichung

Es ist ein Irrtum zu glauben, Abschiebehaft sei ein 
eher jüngeres Phänomen, denn sie hat in Deutsch-
land eine lange und traurige Geschichte. Bereits am 
25. Mai 1919 unmittelbar nach Ende der Münchner 
Räterepublik verschärften die Ministerien für Inne-
res und militärische Angelegenheiten in Bayern das 
geltende Fremdenrecht. Die Inhaftierten von da-
mals waren sogenannte Ostjüd*innen. Dieses staat-
liche Repressionsinstrument gegen unerwünschte 
Menschen mit seinen antisemitischen Wurzeln legte 
den Grundstein für das heutige Ausländerrecht und 
die aktuelle Praxis der Abschiebehaft.
In der 1938 von den Nationalsozialisten verabschie-
deten „Ausländerpolizeiverordnung“ wurde die 
bayrische Regelung aufgenommen: „Der Ausländer 
ist (…) durch Anwendung unmittelbaren Zwanges 
aus dem Reichsgebiet abzuschieben, wenn er das 
Reichsgebiet nicht freiwillig verlässt oder wenn 
die Anwendung unmittelbaren Zwanges aus ande-
ren Gründen geboten erscheint. Zur Sicherung der 
Abschiebung kann der Ausländer in Abschiebehaft 
genommen werden.“ Diese Regelung galt in West-
deutschland unverändert bis 1965. Erst dann wurde
ein neues Ausländergesetz verabschiedet.
Diese unrühmliche Tradition werden wir 2019 mit 
Texten, Veranstaltungen und Aktionen thematisie-
ren. Zu jedem Abschiebegefängnis bundesweit wer-
den rund um das zweite Maiwochenende Aktionen 
stattfinden. 
Deshalb kommt zur Demo am 11. Mai in Mainz! 
Für globale Bewegungsfreiheit! 
Weg mit allen Abschiebeknästen!

100 Jahre Abschiebehaft -
Geschichte der Abschiebeknäste

Seit ein paar Jahren steigen dementsprechend die 
Belegungszahlen deutlich: So waren 2014 noch 30 
Personen aus RLP inhaftiert, während es 2018 be-
reits 160 waren. Auch das Saarland, Hessen und 
Baden-Württemberg nutzen in Amtshilfe die rhein-
landpfälzischen Haftplätze.


